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Newsletter 18    Dezember 2021                                    

Liebe Mitglieder im Landesverband, liebe Freundinnen und Freunde der 

Gemeinschaftsschule, liebe Gemeinschaftsschulinteressierte, 

 

ein weiteres Jahr Corona-Jahr geht dem Ende entgegen und allen Hoffnun-

gen zum Trotz spitzt sich die Situation kurz vor Weihnachten wieder zu. 

Corona-Fälle an den Schulen häufen sich und ein Blick in die anderen Bun-

desländer lässt Schlimmes befürchten. 

Gute Schule machen, das war auch im Jahr 2021 nicht einfach. Neben 

Lüften, Maske tragen und Testen haben die Gemeinschaftsschulen all die 

Aufgaben zu bewältigen gehabt, die sie schon seit jeher übernehmen. Ge-

meinschaftsschulen sind in vorderster Linie bei der Bewältigung der gesell-

schaftlichen Probleme, sei es die soziale Integration, sei es die Inklusion 

von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder die Förderung 

von Kindern mit Fluchtgeschichte. Zugleich haben sie mit Personalnot zu 

kämpfen. Die Lehrkräfte an Gemeinschaftsschulen unterrichten mehr und 

haben weniger Aufstiegsmöglichkeiten. Gemeinschaftsschulen ohne Ober-

stufe bekommen kaum noch Referendare, die ein Lehramtsstudium abge-

schlossen haben. 

Die GGG möchte allen danken, die durch ihr großes, persönliches Engage-

ment dazu beigetragen haben, dass trotzdem so vieles gelungen ist.  

Das nächste Jahr wird wieder aufregend. Es besteht nicht nur die Hoff-

nung, die Corona-Pandemie endlich zu beherrschen, sondern auch die Aus-

sicht auf Verbesserung der politischen Rahmenbedingungen für Gemein-

schaftsschulen: Am 8. Mai des kommenden Jahres ist Landtagswahl. 

Wir haben Forderungen formuliert, um der Personalnot der Gemein-

schaftsschulen zu begegnen. Die GGG wird an alle Parteien Wahlprüfsteine 

verschicken. Wir wollen von den Parteien wissen, was sie für die Gemein-

schaftsschulen tun werden.  

Weiterhin wollen wir aus dem Innenleben der GGG berichten: So hat die 

GGG in diesem Herbst auf einer gut besuchten Landesmitgliederversamm-

lung über Wege zur einen Schule für alle diskutiert und einen neuen Vor-

stand gewählt. Der Bundesvorstand lädt zur Mitgliederversammlung ein 

und wir stellen zwei gerade erschienene Themenhefte zu den Themen Bil-

dungsgerechtigkeit und 50 Jahre Gesamt/Gemeinschaftsschule vor. 

Dr. Cornelia Östreich, Johann Knigge-Blietschau 
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5ƛŜ ƴŜǳŜƴ [ŀƴŘŜǎǾƻǊǎƛǘȊŜƴŘŜƴ ǎǘŜƭƭŜƴ ǎƛŎƘ ǾƻǊ 

 

Auf der Mitgliederversammlung am 23. September 2021 in Trappenkamp wurde der langjährige Lan-

desvorsitzende Dieter Zielinski, der mittlerweile Bundesvorsitzender der GGG geworden ist, unter gro-

ßem Dank von den Mitgliedern verabschiedet. Glücklicherweise setzt er seine Arbeit für den Landes-

verband als Mitglied des Landesvorstandes fort. Und auch die Erfahrung der anderen Landesvor-

standsmitglieder bleibt dem Landesverband erhalten: Willi Butterbrodt war bereit, das Amt des  Kas-

senwartes weiter zu führen und auch Renate Holfter, Christa von Rein, Susanne Graf und Thorsten 

Muschinski (in Abwesenheit) stellten sich dankenswerterweise und erfolgreich zur Wiederwahl. 

Christa Lohmann und Sönke Boysen erklärten sich bereit, weiter als kooptierte Mitglieder mitzuarbei-

ten. 

Die Nachfolge von Dieter Zielinski traten zwei neue Mitglieder des Landesvorstandes an: Cornelia Öst-

reich und Johann Knigge-Blietschau teilen sich künftig die Aufgabe als Landesvorsitzende. Sie stellen 

sich im Folgenden vor: 

5ǊΦ /ƻǊƴŜƭƛŀ mǎǘǊŜƛŎƘ ǳƴǘŜǊǊƛŎƘǘŜǘ ŀƴ ŘŜǊ LŘŀ-9ƘǊŜ-{ŎƘǳƭŜ ƛƴ .ŀŘ 

hƭŘŜǎƭƻŜΣ ŜƛƴŜǊ DŜƳŜƛƴǎŎƘŀƊǎǎŎƘǳƭŜ Ƴƛǘ hōŜǊǎǘǳŦŜΦ {ƛŜ ƛǎǘ aƛǘƎƭƛŜŘ ŘŜǊ 

D9² ǳƴŘ ƛƴ ŘŜǊ {t5 ǎŜƛǘ ǾƛŜƭŜƴ WŀƘǊŜƴ ǾΦŀΦ ƎƭŜƛŎƘǎǘŜƭƭǳƴƎǎǇƻƭƛǝǎŎƘ ŜƴƎŀπ

ƎƛŜǊǘ όYƻ-[ŀƴŘŜǎǾƻǊǎƛǘȊŜƴŘŜ ŘŜǊ !ǊōŜƛǘǎƎŜƳŜƛƴǎŎƘŀƊ ǎƻȊƛŀƭŘŜƳƻƪǊŀǝπ

ǎŎƘŜǊ CǊŀǳŜƴ ǳƴŘ ōƛǎ Wǳƴƛ ŘΦWΦ ŀǳŎƘ ǎǘŜƭƭǾŜǊǘǊŜǘŜƴŘŜ .ǳƴŘŜǎǾƻǊǎƛǘȊŜƴŘŜ 

ŘƛŜǎŜǊ !DύΦ 

5ƛŜ {ŎƘǳƭǊŜŦƻǊƳ Ǿƻƴ нллт Ȋǳ 9ƴŘŜ ŦǸƘǊŜƴ 

Dass es in Schleswig-Holstein mehr „gemeinsames Lernen für alle“ geben muss, war spätestens seit 

den Ergebnissen der PISA-Studie von 2001 klar. Die Notwendigkeit, Kinder unabhängig vom sozialen 

Hintergrund ihrer Eltern zu fördern, stieß damals auf ein Bildungssystem, das – hauptsächlich in den 

größeren Städten und im Hamburger Randgebiet – einige Gesamtschulen aufwies, aber ansonsten in 

starrer Dreigliedrigkeit verharrte. Eigentlich handelte es sich ja sogar um eine Viergliedrigkeit: mit 

separaten Förderschulen für die unterschiedlichsten Schwerpunkte, bei oft hohen pädagogischen 

Ansprüchen meist von vornherein auf relativ niedrige Abschlüsse festgelegt. 

Mit diesem Widersinn musste ich mich als Mutter eines gehörlosen Sohnes ganz praktisch auseinan-

dersetzen, während ich – damals Mitglied des SPD-Landesvorstandes – die Beharrungskräfte des her-

kömmlichen Bildungswesens in der politischen Diskussion miterlebte. In dieser Situation blieb auch 

lange unklar, wann ich selbst wieder in den Schulbetrieb einsteigen würde – und wenn ja, in welcher 

Schulform. 

Seitdem sind sowohl Inklusion als auch Gemeinschaftsschulen erheblich vorangekommen: Sinnesbe-

einträchtigte Kinder profitieren heute nicht nur von einer verbesserten medizinischen Versorgung, 

sondern besuchen in den meisten Fällen allgemeinbildende Schulen, sodass ihnen ihr soziales Umfeld 

erhalten bleibt. Auch sog. Lernbehinderungen haben einen Großteil der früheren Stigmatisierung  
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5ƛŜ ƴŜǳŜƴ [ŀƴŘŜǎǾƻǊǎƛǘȊŜƴŘŜƴ ǎǘŜƭƭŜƴ ǎƛŎƘ ǾƻǊ 

CƻǊǘǎŜǘȊǳƴƎ ±ƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎ Ǿƻƴ 5ǊΦ /ƻǊƴŜƭƛŀ mǎǘǊŜƛŎƘ 

 

verloren, seitdem sie nicht mehr zwangsläufig mit Aussonderung einhergehen. Dies ist fast ausschließ-

lich ein Verdienst der Gemeinschaftsschulen, die als große Gewinner aus der Schulreform von 2007 

hervorgegangen sind. Und nicht etwa, weil sie besondere politische Protektion genossen hätten: Es 

genügte, sie zu ermöglichen, um die Stärken des gemeinsamen Lernens zu erweisen.  

Die „Regionalschulen“, die zeitgleich noch an getrennten Bildungsgängen festhielten, waren schon 

nach wenigen Jahren von Eltern und Schüler*innen nicht mehr nachgefragt. 

Seitdem haben sich die Gemeinschaftsschulen zur meistbesuchten Schulform und zu einem wesentli-

chen Bildungs- und Chancenmotor in unserem Bundesland entwickelt. Aber es ginge noch mehr: mit 

weiteren Oberstufen oder zumindest Oberstufenkooperationen, mit mehr personeller Unterstützung 

und mit Anerkennung für die geleistete individuelle Förderung – anstatt zu versuchen, Schüler*innen 

wieder frühzeitig auf bestimmte Abschlüsse hin zu „kanalisieren“. 

Viele Kinder können erst nach und nach zeigen, was in ihnen steckt; kein Kind sollte bereits in der 

Grundschulzeit einen endgültigen „Stempel“ erhalten. Bildung ist unsere wichtigste Ressource; in den 

Gemeinschaftsschulen wird sie allen Kindern zugänglich gemacht.  

 

WƻƘŀƴƴ YƴƛƎƎŜ-.ƭƛŜǘǎŎƘŀǳ ŀǊōŜƛǘŜǘ ŀƭǎ [ŀƴŘŜǎŦŀŎƘōŜǊŀǘŜǊ ²ŜƭǘƪǳƴŘŜ ŦǸǊ 

Řŀǎ Lv{I ǳƴŘ ǳƴǘŜǊǊƛŎƘǘŜǘ ŀƴ ŘŜǊ tŜǘŜǊ-¦ǎǝƴƻǾ-{ŎƘǳƭŜ ƛƴ 9ŎƪŜǊƴŦǀǊŘŜΣ 

ŜƛƴŜǊ DŜƳŜƛƴǎŎƘŀƊǎǎŎƘǳƭŜ Ƴƛǘ hōŜǊǎǘǳŦŜΦ 9Ǌ ƛǎǘ aƛǘƎƭƛŜŘ ŘŜǊ D9² ǳƴŘ 

ŘŜǊ [LbY9b ǳƴŘ ȊŅƘƭǘ ŘƻǊǘ Ȋǳ ŘŜƴ {ǇǊŜŎƘŜǊϝƛƴƴŜƴ ŘŜǊ [ŀƴŘŜǎŀǊōŜƛǘǎƎŜπ

ƳŜƛƴǎŎƘŀƊ .ƛƭŘǳƴƎΦ 

 

²ŀǊǳƳ ŘƛŜ DDDΚ 

Was mich antreibt, ist der Wunsch, die eine Schule für alle zu verwirklichen. Ich arbeite seit über 

zwanzig Jahren an Gesamt- und Gemeinschaftsschulen. Ich bin davon überzeugt, dass diese Schul-

form die beste ist. Sie nimmt die Schülerinnen und Schüler, wie sie sind und hilft ihnen, das zu wer-

den, was sie sein können. Aber die Gemeinschaftsschulen ermöglicht es auch Lehrkräften so zu arbei-

ten, wie es der Lehrberuf eigentlich vorsieht: Als Lernhelfer*innen und Unterstützer*innen – ja, na-

türlich auch als Erzieher*innen. Das ist nicht immer konfliktfrei. Aber Gemeinschaftsschule bedeutet: 

Alle gehören dazu. Die Lehr-Lern-Beziehung steht nicht unter dem Vorbehalt „ausreichender“ Leis-

tungen. Lösungen müssen vor Ort und mit den Beteiligten gefunden werden. Das ist ihr pädagogi-

scher Schatz und ihr Reichtum. Und das ist die tägliche Herausforderung für Schülerinnen, Schüler, 

Lehrkräfte und Eltern. 

Aber Gemeinschaftsschule ist im Zwei-Säulen-Modell immer unter Druck. Ihre Potentiale kann sie 

voll entfalten, wenn wirklich alle Schülerinnen und Schüler sie besuchen. Dann können sich Schü-

ler*innen gegenseitig unterstützen und voneinander profitieren. In einer gesellschaftlichen Situation, 

in der sich die soziale Spaltung immer weiter vertieft, könnte die Gemeinschaftsschule ein Ort sein, 

diese Spaltung zu verringern. Im Zwei-Säulen-Modell geschieht aber etwas anderes:  
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5ƛŜ ƴŜǳŜƴ [ŀƴŘŜǎǾƻǊǎƛǘȊŜƴŘŜƴ ǎǘŜƭƭŜƴ ǎƛŎƘ ǾƻǊ 

CƻǊǘǎŜǘȊǳƴƎ ±ƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎ WƻƘŀƴƴ YƴƛƎƎŜ-.ƭƛŜǘǎŎƘŀǳ 

 

Die soziale Spaltung vertieft sich durch die Schulwahl. Nach wie vor ist Deutschland unter den 

„Rekordhaltern“, was die Kopplung von Bildungserfolg und sozialer Herkunft betrifft. Die Gemein-

schaftsschulen müssen sich um alle großen gesellschaftlichen Aufgaben kümmern: die Inklusion von 

Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die Integration von Kindern nicht-deutscher Mutter-

sprache und nicht zuletzt den sozialen Zusammenhalt. Alle Herausforderungen unserer Gesellschaft 

spiegeln sich verstärkt in den Gemeinschaftsschulen. 

Gleichzeitig sind Gemeinschaftsschulen in der jetzigen Situation strukturell benachteiligt: Sie bekom-

men kaum noch ausgebildete Lehrkräfte. Lehrkräfte an Gemeinschaftsschulen haben weniger Auf-

stiegsmöglichkeiten und eine höhere Unterrichtsverpflichtung.  

Gemeinschaftsschulen gelingt es trotz allem, große Erfolge für die Bildung ihrer Schülerinnen und 

Schüler zu erzielen, aber die Gefahr zu einer „Reparaturwerkstatt“ für eine in Schieflage geratene Ge-

sellschaft zu werden ist allgegenwärtig und bringt Lehrkräfte und auch Schülerinnen und Schüler im-

mer wieder an ihre Grenzen. Das Perspektivschulprogramm war eine Rettungsmaßnahme für die be-

sonders unter Druck geratenen Schulen – es hat geholfen, aber die Probleme nicht gelöst. 

Die GGG ist die Interessenvertretung der Gemeinschaftsschulen. Ich sehe es als unsere Aufgabe, hier 

und jetzt lautstark die Unterstützung einzufordern, die die Gemeinschaftsschulen für ihre zahlreichen 

Aufgaben benötigen – und für die Zukunft die eine Schule für alle durchzusetzen. 

 

.ŜǎǳŎƘŜƴ {ƛŜ ŀǳŎƘ ǳƴǎŜǊŜ IƻƳŜǇŀƎŜΥ ǿǿǿΦƎƎƎ-ǿŜōΦŘŜ 

 

http://www.ggg-web.de
http://www.ggg-web.de/
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 DDD a± {ŎƘƭŜǎǿƛƎ-IƻƭǎǘŜƛƴ ноΦфΦнм ƛƴ ¢ǊŀǇǇŜƴƪŀƳǇ 

wŜŦŜǊŀǘ ǳƴŘ 5ƛǎƪǳǎǎƛƻƴ Ƴƛǘ WƻŀŎƘƛƳ [ƻƘƳŀƴƴ ȊǳƳ ¢ƘŜƳŀ α5ƛŜ !ǳƅǀπ

ǎǳƴƎ ŘŜǊ IŀǳǇǘ- ǳƴŘ wŜŀƭǎŎƘǳƭŜ ȊǳƎǳƴǎǘŜƴ ŘŜǊ DŜǎŀƳǘǎŎƘǳƭŜ ƛǎǘ Ŝƛƴ ōŜπ

ŘŜǳǘŜƴŘŜǊ wŜŦƻǊƳǎŎƘǊƛǧάΦ 

 

Auf der Mitgliederversammlung referierte ich zum Thema der Zweiglied-

rigkeit. Auf Grund der Fakten in den Begleituntersuchungen zu Berlin und 

Bremen stellte ich die positiven Wirkungen dieser Reform dar.  

Schleswig-Holstein war das erste Bundesland, dass diese Zweigliedrigkeit 

durchsetzte. Seit dem Schuljahr 2007/08 liefen sukzessiv Haupt- und Real-

schulen zugunsten von Gemeinschaftsschulen aus; auch die bisherigen 

Gesamtschulen wurden zu Gemeinschaftsschulen. Diese Reform wurde von den Stadtstaaten sowie vom 

Saarland übernommen. 

Diese Strukturänderung war zunächst auch bei den Gesamtschulanhängern auf Bundesebene, aber auch 

in Schleswig-Holstein umstritten. Manche Gesamtschulverfechter befürchteten, dass einerseits das Re-

formpotential, das bei den bisherigen Gesamtschulgründungen entstanden war, durch eine Reform von 

oben verlorengehen, sich andererseits Gesellschaft und Politik mit der Zweigliedrigkeit abfinden und die 

gemeinsame Schule für alle aufgeben könnten. 

Dem Referat folgte ein intensives Gespräch.  Es zeigte sich ein großer Bedarf, sich mit Grundsatzfragen zu 

befassen. In der Mitgliederversammlung war die Zweigliedrigkeit als Zwischenschritt zur gemeinsamen 

Schule für alle nicht mehr umstritten.   

Positiv nahmen die Anwesenden den bundesweit zurückgehenden Besuch von Haupt- wie Realschule, die 

Stagnation der Gymnasial- sowie den deutlichen Anstieg der Gemeinschaftsschulquote zur Kenntnis. 

Die Teilnehmer*innen teilten die Ergebnisse der Begleituntersuchungen, dass Gemeinschaftsschulen oh-

ne eigene Oberstufe weniger attraktiv sind. Sie sprachen sich deutlich dahingehend aus, dass alle Ge-

meinschaftsschulen möglichst eigene Oberstufen oder zumindest eine Oberstufe im Verbund erhalten 

sollten.  

Als nächste Schritte hin zur gemeinsamen Schule für alle erwarteten die Teilnehmer*innen, dass die 

Übergangsauslese sowie vor allem die Abschulung vom Gymnasium beendet werden sollte.  

 

Lƴ ŘŜǊ ŀƴ ŘŜƴ ±ƻǊǘǊŀƎ ŀƴǎŎƘƭƛŜǖŜƴŘŜƴ 5ƛǎƪǳǎǎƛƻƴ ƪŀƳ Ŝǎ ǳΦŀΦ Ȋǳ ŦƻƭƎŜƴŘŜƴ &ǳǖŜǊǳƴƎŜƴΥ 

¶ Das 2-Säulen-Modell Schleswig-Holsteins  ist ein wichtiger Schritt zur Überwindung des gegliederten Schulsys-

tems, doch kaschiert es die Tatsache, dass durch die Existenz von Gemeinschaftsschulen mit und ohne Oberstu-

fe weiterhin de facto drei Schularten existieren. Kinder, die eine Gemeinschaftsschule ohne Oberstufe besu-

chen, werden wahrscheinlich nicht in gleicher Weise auf einen möglichen Übertritt in die Oberstufe vorbereitet 

wie jene, die eine Gemeinschaftsschule mit eigener Oberstufe besuchen. Das mag beklagenswert sein, ist den-

noch dem Umstand geschuldet, dass jede Schule in erster Linie auf die Abschlüsse vorbereitet, die sie selbst 

anbietet. Ferner unterrichten an Gemeinschaftsschulen ohne Oberstufe selten oder nur wenige Lehrkräfte mit 

der Lehrbefähigung für die Sekundarstufe 2. 

¶ Das Vorhandensein von zwei unterschiedlichen Ausbildungsgängen für Lehrkräfte (Lehramt an Gemeinschafts-

schulen und Lehramt an Gymnasien) befördert diese verkappte Dreigliedrigkeit des Schulsystems. 

¶ So lange Gymnasien praktisch aus jedem Jahrgang an die Gemeinschaftsschulen abschulen dürfen und sich 

nicht an der Inklusion beteiligen müssen, sind die vorhandenen Schularten nicht als gleichberechtigt anzuse-

hen. 

Referent Dr. Joachim Lohmann 
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!ƴƪǸƴŘƛƎǳƴƎ ŘŜǎ ƴŅŎƘǎǘŜƴ hƴƭƛƴŜ-!ǳǎǘŀǳǎŎƘŜǎ 

 

Liebe Mitglieder, liebe Schulleiter*innen, liebe Lehrkräfte, liebe Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst, liebe 

Interessierte, 

 

bereits zweimal lud die GGG interessierte Lehrkräfte und Schulleitungen zu einem Online-Austausch ein. 

Zielsetzung dieses Formats ist es, eine Möglichkeit zu schaffen, eigene Erfahrungen vorzustellen und An-

regungen von anderen zu erhalten. Dieses geschieht in einem geschützten Rahmen und auch mit der 

Idee, die GGG als Interessenvertretung der Gemeinschaftsschulen im Land wahrzunehmen und zu nutzen. 

 

5ŜǊ ƴŅŎƘǎǘŜ hƴƭƛƴŜ-!ǳǎǘŀǳǎŎƘ ǎƻƭƭ 9ƴŘŜ CŜōǊǳŀǊ ǎǘŀǨƛƴŘŜƴ.  

 

Das Thema wird sein: 

5ƛƎƛǘŀƭƛǎƛŜǊǘŜǎ [ŜǊƴŜƴ ƛǎǘ ŜƛƴŜ IŜǊŀǳǎŦƻǊŘŜǊǳƴƎ ŦǸǊ [ŜƘǊƪǊŅƊŜ ǳƴŘ {ŎƘǸƭŜǊƛƴƴŜƴ ǳƴŘ {ŎƘǸƭŜǊΦ ²ŜƭŎƘŜ 

/ƘŀƴŎŜƴ ōƛŜǘŜǘ ŜǎΚ LƴǿƛŜŦŜǊƴ ƳǸǎǎŜƴ ǎƛŎƘ [ŜƘǊŜƴ ǳƴŘ [ŜǊƴŜƴ ǾŜǊŅƴŘŜǊƴΚ 

 

Eine gesonderte Einladung mit dem Link zum Einwählen senden wir nach dem Halbjahreswechsel. 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihre GGG SH 

Christa v. Rein (Mitglied im Landesvorstand) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

GGG  
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9ƛƴƭŀŘǳƴƎ ȊǳǊ hƴƭƛƴŜ-aƛǘƎƭƛŜŘŜǊǾŜǊǎŀƳƳƭǳƴƎ 

 
Liebes Mitglied der GGG, 

leider mussten wir wegen der pandemischen Lage unsere für den 20.11.2021 geplante Mitgliederver-

sammlung schweren Herzens absagen bzw. verschieben. Dafür bitten wir noch einmal um Verständnis. Da 

zurzeit auf Bundesebene nicht absehbar ist, wann Präsenzveranstaltungen wieder verantwortbar sind, 

hat der Bundesvorstand am 18.11.21 beschlossen,  

für den ннΦмΦнн Ǿƻƴ млΦлл ς моΦлл ¦ƘǊ zu einer hƴƭƛƴŜ-aƛǘƎƭƛŜŘŜǊǾŜǊǎŀƳƳƭǳƴƎ einzuladen.  

 

Eine 9ƛƴǿŀƘƭ ƛƴ ŘŜƴ YƻƴŦŜǊŜƴȊǊŀǳƳ wird ŀƳ ннΦмΦнн ŀō фΦол ¦ƘǊ möglich sein. Die Einwahldaten haben 

alle Mitgliedern per Post erhalten. Sollten diese verloren gegangen sein, ist es möglich, diese vom Vor-

stand der GGG noch einmal zugeschickt zu bekommen (Anfrage unter vorstand@ggg-web.de). 

  

Zwecks Durchführung von geheimen Abstimmungen und Klärung der Stimmberechtigung ist eine Anmel-

dung über das Anmeldetool auf unserer Homepage zwingend erforderlich (www.ggg-web.de). Das gilt 

auch für die Mitglieder, die sich bereits für die am 20.11.21 vorgesehene Mitgliederversammlung ange-

meldet hatten. 

Zum Schluss noch ein Hinweis für unsere korporativen Mitglieder: Stimmberechtigt in der Mitgliederver-

sammlung ist jeweils eine Person. Sollte die vertretungsberechtigte Person (in der Regel dürfte dies die 

Schulleiterin bzw. der Schulleiter oder die/der Vorsitzende des Fördervereins sein) ihr Stimmrecht nicht 

wahrnehmen können, kann auch eine andere Person mit der Wahrnehmung des Stimmrechtes beauftragt 

werden. Im Sinne einer möglichst großen Beteiligung an unserer Versammlung möchten wir darum 

bitten, bei persönlicher Verhinderung von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 
 

Dieter Zielinski 

Komm. Bundesvorsitzender 

 
 
 
 
 
 

GGG  

http://www.ggg-web.de
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¶ Wie stellt sich Ihre Partei zu diesem Ziel?  

       a) generell b) speziell bezogen auf Schleswig-Holstein 

¶ Falls Sie diesem Ziel positiv gegenüberstehen: Was wird Ihre Partei unternehmen, um die sem Ziel in 

der kommenden Wahlperiode näherzukommen? 

¶ Wie will Ihre Partei gegen die soziale Segregation an Schulen vorgehen? 

 

¶ Was wird Ihre Partei tun, um dieser extremen Bildungsungerechtigkeit entgegen-zuwirken? 

 

¶ Wie stellt sich Ihre Partei zu diesen Forderungen? 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ мΥ Die Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule (GGG) setzt sich für längeres gemeinsames 

Lernen und die eine Schule für alle ein. Nach unserem Verständnis von guter und gerechter Bildung 

sollen alle Kinder nicht nur wie bisher in der Grundschule, sondern auch in der Sekundarstufe gemein-

sam unterrichtet werden.  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ нΥ  Die „eine Schule für alle“ basiert auf dem Prinzip des voneinander Lernens. Sie soll ein 

Ort des Erlernens von Demokratie und des gesellschaftlichen Zusammenhalts sein. Infolge segregier-

ter Wohngebiete und individueller Schulwahl gibt es jedoch eine Tendenz zur Entmischung, wodurch 

soziale Milieus wieder undurchlässiger zu werden drohen. 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ оΥ  Nachweislich zahlreicher Studien, insbesondere PISA, ist in Deutschland die Kopplung 

von sozialem Status der Eltern und dem Bildungserfolg der Kinder Eltern im Vergleich zu anderen Län-

dern nach wie vor extrem hoch. 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ пΥ  Die Einführung der Gemeinschaftsschule in Schleswig-Holstein - nicht zuletzt nach dem 

Elternwillen – hat zu einer enormen Ausweitung von Bildungsangeboten geführt. So erreichen auch 

Schüler*innen aus bislang benachteiligten Gruppen vermehrt das Abitur oder die Fachhochschulreife. 

Vorbedingung dafür ist eine Oberstufe, an der die erfolgreiche individuelle Förderung aus der Mittel-

stufe fortgeführt werden kann. Die GGG fordert möglichst viele eigene Oberstufen an Gemeinschafts-

schulen einzurichten – oder zumindest Oberstufenzentren anzubieten. Kleine Oberstufen mit redu-

zierter Profilbreite sollten zumindest im Rahmen von Schulversuchen erprobt werden. 
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¶ Wie steht Ihre Partei zu dieser Forderung?  

¶ Was wird Ihre Partei gegen die aus unserer Sicht pädagogisch verfehlte Abschulungspraxis unterneh-

men?  

¶ Wird Ihre Partei diese Forderung unterstützen – und wenn ja, welches sind Ihre konkreten Schritte 

dazu?  

¶ Was wird Ihre Partei unternehmen, um an allen Schulen des Landes die volle Unterrichtsversorgung 

mit qualifizierten Lehrkräften zu gewährleisten?  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ рΥ Wenn an einem Standort nicht gleichzeitig Gymnasium und Gemeinschaftsschule angebo-

ten werden können, ist nach Auffassung der GGG regelmäßig der Gemein-schaftsschule der Vorzug zu 

geben, weil sie alle Bildungsabschlüsse ermöglicht. „Gymnasien mit Gemeinschaftsschulteil“ sind hin-

gegen abzulehnen, weil sie der Integration aller Bildungsgänge in der Gemeinschaftsschule widerspre-

chen. 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ сΥ  Jede Schule ist für einmal aufgenommene Schüler*innen verantwortlich. Zwangsverset-

zungen auf eine andere Schulart – die sogenannte Abschulung – darf es schon gesetzlich nur in Aus-

nahmefällen geben. Dennoch wird sie zu häufig praktiziert. Nach Auffassung der GGG sollte diese Pra-

xis ganz unterbleiben, da sie einerseits Kinder sozial stigmatisiert, ihre Schulkarriere massiv beein-

trächtigt und häufig komplette Schulunlust nach sich zieht; aber auch, weil sie für die aufnehmenden 

Schulen höchst problematisch ist, beispielsweise unter dem Aspekt der Integration in bereits seit lan-

gem bestehende Klassengemeinschaften.  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ тΥ  Die GGG fordert die generelle Einrichtung einer Ausbildung zur Sekundar-stufenlehrkraft 

mit der Befähigung, an allen Schularten von Jahrgangsstufe 5 bis zum Abitur zu unterrichten – so wie 

dies in Schleswig-Holstein bereits unter der „Küstenkoalition“ praktiziert wurde. 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ уΥ  Sogenannte „schulscharfe“ Stellenausschreibungen haben es bislang nicht vermocht, vor 

allem die Gemeinschaftsschulen ohne Oberstufe hinreichend mit Lehrkräften zu versorgen. Auch 

andere Schularten haben oft Mühe, die Stundentafel voll zu erfüllen – während an den Gymnasien 

vielfach sogar ein Überangebot herrscht. 



 10 

²!I[tw«C{¢9Lb9 ό{9L¢9 оύ 

 ²ŀƘƭǇǊǸŦǎǘŜƛƴŜ DDD {ŎƘƭŜǎǿƛƎ-IƻƭǎǘŜƛƴ ς [ŀƴŘǘŀƎǎǿŀƘƭ нлнн 

¶ Welche Verbesserungen plant Ihre Partei kurzfristig zur Schaffung einer institutionalisierten Vernet-

zung der Schulleitungen von GemSoOS?  

¶ Welche Haltung haben Sie in der Frage der unterschiedlichen Schulaufsicht an Gemeinschaftsschulen 

mit und ohne Oberstufe? 

¶ Wie steht Ihre Partei zu diesen Forderungen? 

¶ Wird Ihre Partei einen solchen Sozialindex für die Ausstattung von Schulen einführen?  

¶ Welche Schritte wird Ihre Partei unternehmen, um die Schülerinnen und Schüler in Schleswig-Holstein 

mit digitalen Endgeräten auszustatten?  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ фΥ Gemeinschaftsschulen ohne Oberstufe benötigen ebenso gute Unterstützung wie diejeni-

gen mit Oberstufe. Dazu gehört auch eine bessere Vernetzung der  Gemeinschaftsschulen mit und oh-

ne Oberstufe auf der Landesebene; diese ist aufgrund der unter-schied-lich geregelten Schulaufsicht 

oft erschwert. 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ млΥ  Gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention, die auch Deutschland unterzeichnet hat, 

ist schulische Inklusion ein Menschenrecht. In Schleswig-Holstein liegt die Quote der Inklusion für 

Schüler*innen mit besonderen Bedarfen relativ hoch – ein Resultat richtiger bildungspolitischer Wei-

chenstellungen in der Vergangenheit. Sie wird aber fast ausschließlich und sehr intensiv von den 

Grundschulen und den Gemeinschaftsschulen geleistet! Inklusion kann jedoch nicht allein eine Frage 

von Quantität sein, sondern muss in einer Qualität geleistet werden, die für alle Schüler*innen einer 

Schule zur positiven Erfahrung wird. Hierfür fordert die GGG:   

- multiprofessionelle Teams 

- Schulassistenzen auch in der Sekundarstufe I 

- flexiblen Personaleinsatz wie z.B. Schulbegleitungen in der Verantwortung der Schulen 

- perspektivisch die Auflösung der Förderschulen und die Integration der Förderschullehrkräfte in 

die Schulen, an denen sie arbeiten, als gleichberechtigte Kolleginnen und Kollegen 

tǊǸŦǎǘŜƛƴ ммΥ  Solange es Schulen gibt, die mit besonderen Herausforderungen aufgrund der Zusam-

mensetzung ihrer Schüler*innenschaft (Inklusion von Kindern mit bes. pädagogischen Förderbedarf, 

ethnische Integration, DAZ-Kinder) konfrontiert sind, muss es hierfür einen Ausgleich geben. Die GGG 

fordert einen Sozialindex, auf dessen Basis die bedarfs-gerechte Ausstattung von Schulen geregelt 

wird: z.B. im Sinne zusätzlicher System-, Beratungs- und Betreuungszeit.  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ мнΥ  Die Digitalisierung verschärft an den Schulen, insbesondere an den Gemeinschaftsschu-

len, die ungleiche Ausstattung mit Lernmitteln. Die GGG fordert Lernmittelfreiheit für digitale End-

geräte. 
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¶ Was plant Ihre Partei, um Schüler*innen, die aufgrund nichtdeutscher Mutter-sprache oder auch in-

folge rassistischer Zuschreibungen im deutschen Bildungswesen Probleme haben, gleiche Chancen zu 

eröffnen? Dies umfasst schulische Abschlüsse, aber auch die berufliche Förderung und insgesamt die 

gesellschaftliche Anerkennung.  

¶ Wie will Ihre Partei in der kommenden Legislaturperiode für eine Ausweitung der Ganztagsquote sor-

gen und wie plant sie die damit verbundenen personellen Anforderungen sicherzustellen?  

¶ Wie will Ihre Partei die integrierten Fächer an den Gemeinschaftsschulen stärken und wie wird sie die-

se in der Ausbildung von Lehrkräften zu berücksichtigen? 

¶ Was wird Ihre Partei tun, um Ungleichheiten in der Besoldung und Beförderung von Lehrkräften zu beheben?  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ моΥ  Schleswig-Holstein müsste aus unserer Sicht noch wesentlich mehr zur Integration von 

Kindern und Jugendlichen mit einer ausländischen Staats-angehörigkeit tun. Dabei findet gelingende 

Integration – abgesehen von den Grund-schulen – am ehesten noch in den Gemeinschaftsschulen 

statt, die beispiels-weise sehr viele Kinder aus der Flüchtlingswelle von 2015 aufgenommen haben.  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ мпΥ  Schule ist mehr als Unterricht; gute Schule bietet Raum zum „Leben und Lernen“. Dafür 

ist der Ganztagsunterricht in Schleswig-Holstein – in gebundener Form – weiter voranzutreiben. Ins-

besondere Gemeinschaftsschulen sind Ganztags-schulen. Dabei ist Schleswig-Holstein im Länderver-

gleich bedauerlicherweise bislang Schlusslicht bei der Ganztagsquote! Für den ganztägigen Schulbe-

trieb muss genügend Fachpersonal bereitgestellt werden: Multiprofessionelle Teams – von auch 

nachmittags präsenter Sozialarbeit und psychologischer Unterstützung über Sporttrainer*innen bis 

hin zur Mensa-Crew.  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ мрΥ  Nach dem Verständnis der GGG kann sich Lernen nicht mehr allein im gewohnten Fä-

cherkanon abspielen: Integrierte Fächer wie Weltkunde oder Naturwissenschaften sollen die Schü-

ler*innen befähigen, verstärkt problem-lösend und interdisziplinär zu denken und zu handeln. (Dies 

entspricht zumal dem Auftrag einer Bildung für nachhaltige Entwicklung, vgl. Stellungnahme der GGG 

zur Anhörung des schleswig-holsteinischen Landtags von Oktober 2021). 

Allerdings ist es bislang in Schleswig-Holstein nicht möglich, „Weltkunde“ oder „Naturwissenschaften“ 

als eigenständige Unterrichtsfächer zu studieren. Damit fehlen wissenschaftliche und vor allem päda-

gogisch-didaktische Grundlagen für die Arbeit vieler Lehrkräfte an Gemeinschaftsschulen.  

tǊǸŦǎǘŜƛƴ мсΥ  Die Besoldung von Lehrkräften in der Sekundarstufe ist immer noch unterschiedlich. 

Lehrkräfte in der Sekundarstufe I der Gemeinschaftsschule können keine A-14-Beförderungsstellen 

bekommen, im IQSH werden die Mitarbeiter*innen des Schulartteams Gemeinschaftsschule eine Be-

soldungsstufe schlechter gestellt als das Schullartteam Gymnasien. Standpunkt der GGG ist, dass alle 

Lehrkräfte gleiche Eingangsbesoldung verdienen und über gleiche Aufstiegsmöglichkeiten verfügen 

müssen.  
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Die Corona-Pandemie hat Defizite des deutschen Bildungssystems schonungslos aufgedeckt und vorhan-

dene, gravierende Ungerechtigkeiten noch verstärkt. Mit dem Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona“ 

für Kinder und Jugendliche investiert die Bundesregierung 2 Mrd. Euro zum Aufholen der Lernrückstände 

und zur Beseitigung seelischer und körperlicher Beeinträchtigungen. Schleswig-Holstein hat davon  

35 Mio. Euro erhalten. Wie die Mittel in Schleswig-Holstein verwendet werden, wird in einem Rahmen-

konzept für das Schuljahr 2021/22 mit dem Namen „Lernen aus der Pandemie“ beschrieben. Kernstück 

darin ist ein sog. „Lernchancen“-Programm. 

In den öffentlichen Äußerungen zum Thema „Lernen nach Corona“ ist immer wieder davon die Rede, dass 

in den Schulen jetzt vor allem das sozial-emotionale Lernen der Schülerinnen und Schüler gefördert wer-

den müsse. „Das „Lernchancen“-Programm setzt aber ausschließlich auf das Schließen von Lernlücken“, 

erklärt der Landesvorsitzende der GGG Dieter Zielinski. Dieses Programm erreicht die Kinder, die Hilfe be-

nötigen, nur dann, wenn sie zusätzlich zum Schulunterricht Nachhilfe aufsuchen. So werden private Nach-

hilfe-Anbieter wie der „Studienkreis“ gefördert. Soziale Angebote können oft nicht aus dem Programm 

finanziert werden, weil es auf dem Land die entsprechenden externen Anbieter nicht gibt. Förderinstru-

mente an den Schulen und in den Schulen werden hingegen geschwächt. Die Förderung Deutsch als 

Zweitsprache (DaZ-Förderung) ist ausgerechnet jetzt eingeschränkt worden. Weiterhin durften Unterstüt-

zungslehrkräfte, die vor den Sommerferien Lehrkräfte in den Schulen zur Seite gestanden haben, nicht 

weiter beschäftigt werden. Die Finanzmittel für die Begleitung von Schüler*innen beim Übergang von der 

Schule in den Beruf wurden teilweise extrem kurzfristig gekürzt bzw. gestrichen. 

Das alles reicht nicht bzw. verschlechtert sogar die Situation, meint Zielinski. Was die Gemeinschaftsschu-

len jetzt brauchen: 

¶ Kurzfristige Flexibilisierung der Kontingentstundentafel. Die Schulen müssen die Möglichkeit be-

kommen, eigene Förderschwerpunkte zu setzen.  

¶  Die Förderung muss an der Schule und während des Unterrichtes ansetzen, um alle Schü-

ler*innen zu erreichen. Unterstützungslehrkräfte für Doppelbesetzungen wären ein geeignetes 

Instrument. 

¶ Die Schulsozialarbeit muss personell kurz- und langfristig gestärkt werden. Dieses Personal sollte 

ebenfalls an die Schule und nicht an den Schulträger angebunden sein. 

¶ Die Schulen brauchen ein eigenes Budget, um vor Ort bedarfsgerecht handeln zu können. 

 

Noch ist Zeit umzusteuern. Die GGG fordert die Landesregierung dazu auf, das Rahmenkonzept mit der 

Zielsetzung zu überarbeiten, die Mittel möglichst effektiv zum Wohle unserer Schüler*innen einzusetzen. 

Verantwortlich Dieter Zielinski, Landesvorsitzender GGG-Schleswig-Holstein, Langeskovweg 11, 24222 Schwentinental                                                                                                                                

22.9.21 
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Als Download auf   

https://www.ggg-web.de/diskurs/publikationen/ueberregional/ggg-zeitschrift/1704 

verfügbar. Druckexemplare können über die Geschäftsstelle der GGG 

(geschaeftsstelle@ggg-web.de) bestellt werden. 

Preis für Nichtmitglieder: 8 €; Mitglieder erhalten ein kostenloses Exemplar. Für zusätzlich 

bestellte Hefte werden 5€ in Rechnung gestellt. 

https://www.ggg-web.de/diskurs/publikationen/ueberregional/ggg-zeitschrift/1704
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Als Download auf   

https://www.ggg-web.de/diskurs/publikationen/ueberregional 

verfügbar. Druckexemplare können über den Landesverband SH bestellt werden:  

Vorstand.sh@ggg-web.de 

https://drive.google.com/file/d/1FZzKUKYlntFxDdSiZUWw3ZG34gTqPC0n/view?usp=sharingC:/Users/diet_/Documents/Bärbel
https://www.ggg-web.de/diskurs/publikationen/ueberregional
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Nach Meinung des Kanzlers der Universität von Halle strömen zu viele Nichtskönner in die Vorlesungen. 

Er müsse feststellen, „dass sich unter den jungen Leuten, welche die Universität besuchen, beständig eine 

nicht geringe Anzahl von Subjekten befindet, die nicht allein in den gelehrten Sprachen, sondern auch in 

den übrigen noch wichtigeren Kenntnissen, die sie von der Schule mitbringen sollten, so unwissend sind, 

dass ihre Unwissenheit bald Mitleid, bald Widerwillen erregen muss.“ 

Zitiert aus Stöffler, Friedemann et al.: Die flexible Oberstufe, S.109 

Unsere Frage: Von wem stammt das Zitat? 

a) Markus Leber (aktueller Kanzler der Uni Halle-Wittenberg) 

b) Carl Christoph Hoffmann (Kanzler im Jahr 1787) 

Lösung unten auf dieser Seite! 

 

 

 

 

 

CǊƻƘŜ ²ŜƛƘƴŀŎƘǘŜƴ ǳƴŘ ŀƭƭŜǎ DǳǘŜ ŦǸǊ нлнн 

wünschen wir allen Mitgliedern, Freundinnen und Freunden der GGG,  

Unterstützer*innen und Mitstreiter*innen beim unermüdlichen Einsatz für   

5ƛŜ {ŎƘǳƭŜ ŦǸǊ ŀƭƭŜ ... und allen anderen auch.  

 

 

 

Lösung: b) 


